
Verkündet am 13* Juli 1954 
Justizangestellter 

als Urkundsbeamter der Ge­
schäftsstelle
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I m  H a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der Stadtgemeinde I M H U B K  vertreten durch den Rat der Stadt,
Beklagten, Berufungsklägerin 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

g e g e n

den_Handelsvertreter Hellmuth 
mnker,

Kläger, Berufungsbeklagten 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 8. Juli 1954 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof. Br. Geiger und der Bundes- 
richter Br. Kreft, Br. Wolany, Br. Beyer, Br. Hussla

für Recht erkannt:

Unter Zurückweisung der Revision in diesem Um­
fang wird' der Anspruch des Klägers insoweit dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, als er 
sich auf die Zeit vom 1. Bezember 1950 bis zum 
31. März 1951 bezieht und die Bezüge nicht über­
steigt, die nach § 4 der ersten Sparverordnung 
des Landes Hordrhein-Westfalen an entlastete 
Beamte zu zahlen waren.
Im übrigen wird auf die Revision der Beklagten 
das. Urteil des 1• Zivilsenats des Oberlandesge­
richts in Büss'eldorf vom 18. Bezember 1952 auf­
gehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung - auch über die Kosten der Revi­
sion - an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand

Der Kläger, vordem Bäcker von Beruf und seit 1925 An­
gehöriger der NSDAP, ist nach dem 31. Januar 1933 als Geld­
erheber bei den Stadtwerken in die Dienste der Beklagten 
aufgenommen worden. Im Jahre 1936 wurde er, weil er erhobe­
ne Geldbeträge nicht abgeführt hatte, fristlos entlassen.
Im Januar 1938 wurde er aber wiederum bei der Beklagten 
angestellt. Er wurde im Ermittlungsdienst am 1. April 1938 
zum Widerrufbeamten, am 1. April 1943 zum Beamten auf Le­
benszeit in der Besoldungsgruppe A 8 a ernannt.

Gegen Kriegsende geriet er in Kriegsgefangenschaft.
Aus ihr kehrte er im April 1950 zurück.

Auf Anordnung der Militärregierung wurde er vom Ober­
bürgermeister der Beklagten durch eine damals nicht bekannt­
gemachte Verfügung vom 17. August 1945 aus den städtischen 
Diensten entlassen. Als er sich am 24.- April 1950 bei der 
Beklagten meldete, wurde ihm bedeutet, daB zunächst seine 
Entnazifizierung erfolgen müßte. Ende 1950 wurde er in die 
Gruppe V eingestuft. Mit Schreiben vom 10. Januar 1951 be­
gehrte er daraufhin seine Wiedereinstellung oder wenigstens 
die Zahlung der ihm zustehenden Bezüge. Durch Bescheid vom 
6. März 1951 wurde sein Antrag abgelehnt/ durch Verfügung 

vom 9. März 1951 wurde er von der Beklagten entlassen. Letz­
tere Verfügung ist im Verwaltungsgerichtsverfahren rechts­
kräftig aufgehoben worden. Der Rat der Beklagten hat darauf­
hin durch Beschluß vom 30. Mai 1952 - dem Kläger zugestellt 
am 24. Juni 1952 - gemäß § 7 des Bundesgesetzes zu Art 131 
GrundG die Feststellung getroffen, daß die Ernennung des 
Klägers zum Ermittlungsbeamten der Beklagten wegen enger 
Verbindung zum Nationalsozialismus unberücksichtigt zu blei­
ben habe, und die sofortige Vollziehung der Entscheidung an­
geordnet. Der Kläger hat hiergegen Klage vor dem Landesver-
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waltungsgericht erhoben«

Mit der vorliegenden Klage verlangt er für die. Zeit 
vom 19« Mürz 1949 bis zum 28« Februar 1950 die Bezüge, die 
nach seiner Meinung an seine Ehefrau und seine beiden Kin­
der von der Beklagten zu zahlen gewesen seien, und für die 
Zeit vom 1« März 1950 bis zum 31« März 1951 sein Gehalt. 
Unter Berücksichtigung seines Verdienstes aus anderweiti­
ger Tätigkeit hat er beantragt,

die Beklagte zur Zahlung von 4 814,35 DM zu verur­
teilen«

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten. Sie bestrei­
tet, daß dem Kläger ein Anspruch gegen sie zustehe»

Das Landgericht hat die Beklagte entsprechend dem Kla­
geantrag verurteilt. Das Berufungsgericht hat durch Zwischen­
urteil den Anspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt er­
klärt» Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag 
auf Klageabweisung weiter. Der Kläger bittet um Zurückwei­
sung der Revision.

EntscheidungsgrUnde:

Das Berufungsgericht sieht den Rechtsweg jedenfalls 
deshalb für eröffnet an, weil der Regierungspräsident im 
Laufe des Rechtsstreits erklärt hat, daB er eine Entschei­
dung über die vom Kläger erhobenen Ansprüche nicht tref­
fen wolle. Das ist richtig.

In der Sache selbst ist der Berufungsrichter der An­
sicht, daß dem Kläger ein Anspruch auf Bezüge für die Zeit 
ab Inkrafttreten der 3« Sparverordnung des Landes Nordrhein-
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Westfalen, d.h. ab 1. April 1949 zustehe, und zwar für die 
Zeit bis einschließlich Februar 1950 gemäß § 39 Abs 1, für 
die Zeit ab 1« März 1950 gemäß § 39 Abs 2 der genannten Ver­
ordnung. Ob der Kläger auch für die Zeit vor dem 1. April 
1949 etwas zu bekommen habe, ist in dem angefochtenen Ur­
teil ausdrücklich noch offengelassen worden, wie sich aus den 
Gründen ergibt; es handelt sich somit trotz des uneingeschränk­
ten Tenors in Wirklichkeit nur um ein "Teil-Zwischenurteil", 
das allein den sich auf die Zeit vom 1. April 1949 ab bezie­
henden Anspruch für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt»

I.

Die gesetzliche Grundlage für diesen dem Kläger dem 
Grunde nach zugesprochenen Anspruch erblickt das Berufungs­
gericht, wie schon erwähnt, in den Bestimmtugen des § 39 
Abs 1 und 2 der 3» Sparverordnung des Landes Nordrhein-West­
falen. Der Feststellung des Bates der Beklagten, daß die 
Ernennung des Klägers zum Beamten gemäß § 7 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Art 131 GrundG 
fallenden Personen wegen enger Verbindung zum Nationalsozi­
alismus unberücksichtigt zu bleiben habe, legt es aus fol­
genden Erwägungen keine Bedeutung bei: Der hier strittige 
Anspruch des Klägers sei nicht* auf das Bundes-, sondern 
auf das Landesrecht gestützt; .dieses habe eine nach § 63 
Abs 3 Satz 2 des Bundesgesetzes zu Art 131 GrundG zu beach­
tende, dem Kläger günstigere Regelung in §§ 6 Abs 2, 1 Abs 
1 der 1. SpVO des Landes Nordrhein-Westfalen getroffen; nach 
diesen Vorschriften wäre wegen einer etwaigen engen Ver­
bindung des Klägers zum Nationalsozialismus bei seiner 
Ernennung zum Beamten nur eine bis zum 30. November 1949 
befristete Entlassung in Frage gekommen»
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II.

Ob den Ausführungen des Berufungsgerichts zuzustimmen 
wäre, wenn es allein auf das beim Erlaß des angefochtenen 
Urteils bestehende Hecht ankäme, kann unerörtert bleiben. 
Bei Beachtung der nunmehr zu berücksichtigenden Vorschrif­
ten des Gesetzes über die Bezüge der kriegsgefangenen Be­
amten vom 15. Dezember 1952 (GVB1 HdrhWf 1952 S 427) und 
des Gesetzes über die Änderung beamtenrechtlicher Vor­
schriften und zur Anpassung' des Landesrechts an die Vor­
schriften des Bundesgesetzes zur Regelung der Rechtsver­
hältnisse der unter Art 151 GrundG fallenden Personen 
vom 11. Mai 1951 (Anderungs- und Anpassungsgesetz) vom 
15. Dezember 1952 (GVB1 Hdrh-Wf 1952, S 423) kann die 
vom Berufungsgericht getroffene Entscheidung mit der an­
gegebenen Begründung überhaupt nicht, im Ergebnis nur zu 
einem $eil gehalten werden.

¥'!*

i

■i
:

1. Daß es sich bei den genannten Gesetzen um solche 
handelt, die erst nach Verkündung des angefochtenen Ur­
teils erlassen worden sind, ist nicht von Bedeutung; denn 
nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats ist "grund­
sätzlich auch jedes nach Erlaß des angefochtenen Urteils 
ergangene neue Gesetz, sofern es nach, seinem zeitlichen 
Geltungswillen das strittige Rechtsverhältnis erfaßt, 
zu berücksichtigen" (BGHZ 9* 101).

*

Soweit das - auch auf Beamte: der Gemeinden anwendbare 
(§9 des Gesetzes) - Gesetz über die Bezüge der kriegsgefange 
nen Beamten vom 15. Dezember 1952 in Betracht kommt, ergibt 
sich aus seinen §§ 1 und 2 (Leistungen ab 1. Juli 1948, 
Anrechnung der auf Grund des § 39 der 3. SpVO erfolgten 
Zahlungen), daß es eine abschließende Regelung hinsicht­
lich der an die kriegsgefangenen und aus der Kriegsgefan­
genschaft zurückkehrenden Beamten zu zahlenden Bezüge für

%



die ganze Zeit ab 1- Juli 194-8 treffen will; deshalb ist 
es auch in der Revisionsinstanz zu beachten. Die Notwendig­
keit zur Beachtung des Änderungs- und Anpassungsgesetzes 
vom 15c Dezember 1952 ergibt sich aus ihm selbst, weil es 
bereits mit dem 1«, April 1951 in Kraft getreten ist {§ 18 
des Gesetzes), und somit auch schon für die Berufungsin­
stanz als maßgebendes Recht zu gelten hat,

2. Die an die in Betracht kommenden Beamten und ihre 
Angehörigen nach dem Gesetz über die Bezüge der kriegsge- 
fangenen Beamten zu zahlenden Bezüge werden ohne Rücksicht 
darauf, ob ein Entnazifizierungsverfahren vorausgegangen 
ist, gewährt. Nach § 6 des Gesetzes bleiben aber "bei der 
Berechnung der Bezüge ..„ Ernennungen .. ♦, die ... wegen 
enger Verbindung zum Nationalsozialismus vorgenommen wor­
den sind, unberücksichtigt". Soweit diese Voraussetzung zu­
trifft, erwachsen somit den betreffenden Beamten überhaupt 
keine Ansprüche aus dem zugunsten der kriegsgefangenen 
Beamten erlassenen Sonderrecht.

Die Beklagte hat sich hierauf in erster Linie bei ihrem 
Antrag auf Klageabweisung berufen. Sie hat auch bereits die 
nach§ 6 Abs 2 des genannten Gesetzes erforderliche Entschei­
dung der obersten Dienstbehörde erlassen. Ober die Berechtigung 
der Entscheidung haben die Verwaltungsgerichte zu befinden 
(§ 6 Abs 2 Satz 2 des Gesetzes).

Bleibt die Entscheidung bei Bestand, so entfällt der 
Anspruch auf die Kriegsgefangenenbezüge0Das Berufungsgericht 
wird unter den angegebenen Gesichtspunkten zu prüfen haben, 
ob der erhobene Anspruch auch unter dem neuen Recht als ge­
rechtfertigt angesehen werden kann. Mit der bisherigen Be­
gründung läßt sich das angefochtene Urteil nicht halten.
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-i. 3. Es ist ihm aber zu einem Teil im Ergebnis beizutre­
ten (§ 563 ZPO).

a) Wenn auch der Kläger zur Begründung seines Anspru­
ches auf Zahlung eines bestimmten Betrages sich nur auf 
die Vorschriften über die Kriegsgefangenenbezüge berufen 
hat, so hindert dies nicht eine Prüfung dahin, ob dem 
Kläger nicht auch auf Grund anderer Vorschriften ein Geld­
anspruch gegen die Beklagte zustehen könnte.

Bas ist in der Tat der Pall. Mit seiner - im Dezember 
1950 erfolgten - Einstufung in die Kategorie V erwarb der 
Kläger unabhängig davon, wie er nach dem Sonderrecht für 
die Kriegsgefangenen zu behandeln ist, auf alle Fälle die 
Ansprüche, die das Bandesrecht für die entnazifizierten Be­
amten allgemein vorsah. Damit entstand ihm ein Anspruch auf 
Versorgungsbezüge und §§ 4, 3, 11 der 11 SpVO des Landes 
Bordrhein-Westfalen.

b) Dieser Anspruch ist ihm für die hier in Betracht 
kommende Zeit vom 1. Dezember 1950 bis zum 31. März 1951 
und nicht durch die neue Gesetzgebung geschmälert worden.

Es läßt sich zwar nicht mehr mit dem angefochtenen 
Urteil sagen, daß dem Umstand, ob jemand zum Beamten in­
folge enger Verbindung zum Nationalsozialismus ernannt 
worden ist, wegen einer ttgtinstigeren lsndesrechtlichen He-

V

ge lung” keine Bedeutung zukommen könnte, wenn nicht bis 
zum 30. November 1949 eine Entlassung ausgesprochen wor­
den ist. Denn die vom Berufungsgericht angeführten Vor­
schriften der 1. SpVO sind nach §§ 17, 18 des Xnderungs- 
und Änpassungsgesetzes mit dem 1. April 1951 außer Kraft 
getreten und § 2 Abs 2 Satz 3 des genannten Gesetzes bringt 
auch für das Landesrecht eine dem dem § 7 des Bundesgeset-

\S
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zes zu Art 131 GrundG entsprechende Regelung. Aber das ist 
ohne Einfluß auf den vorliegenden Anspruch.

Grundsätzlich kann eine gesetzliche Vorschrift ihre Wir­
kungen erst von ihrem Inkrafttreten an und in die Zukunft hi­
nein äußern« Ob § 2 Abs 2 Satz 3 des Änderungs- und Anpas­
sungsgesetzes "bei Personen, deren Bezüge nach Inkrafttreten 
des Gesetzes festgesetzt werden1*, auch eine Wirkung hinsicht­
lich der Vergangenheit im Auge hat (vgl auch die entsprechen­
de Bestimmuig in den Verwaltungsvorschriften zur Durchfüh­
rung des Gesetzes .... vom 15. Juni 1953 - MB1 S 883 - in 
Ziff 6 a zu § 2s "Soweit am 1« April 1951 ... höhere Bezüge

zugestanden haben, die aber zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht festgesetzt waren, sind Entscheidungen nach § 7 des 
BundesgesetZes möglich") und ob eine solche Regelung mög­
licherweise für die Palle, in denen am 1. April 1951 ncoh 
eine Entlassungsmöglichkeit nach Landesrecht bestanden hat, 
als statthaft angesehen werden könnte, braucht nicht ge­
klärt zu werden. Auf keinen Fall wäre es zulässig, in eine 
nabh dem Landesrecht derart gefestigte Rechtsstellung eines 
Beamten, daß er schon vor dem 1. April 1951 fällig geworde­
ne Ansprüche auf Zahlung von Bezügen erworben hatte, einzu­
greifen. Denn insoweit sind die Ansprüche von der allgemei­
nen Eigentumsgarantie miterfaßt und auch gegen gesetzliche 
Eingriffe geschützt (vgl BGHZ 6, 208).

So liegen aber die Verhältnisse im vorliegenden Falle. 
Wegen der von der Beklagten behaupteten engen Verbindung 
des Klägers zum Nationalsozialismus hätte nach dem bis zum 
1. April 1951 geltenden Recht nur eine Maßnahme nach § 6 
Abs 2 der 1. SpVO ergriffen werden können. Nachdem aber die 
hierauf gestützte EntlassungsVerfügung aufgehoben worden ist, 
hat der Kläger im Rahmen des bis zum 1» April 1951 geltenden 
Rechts eine nicht mehr angreifbare Position erlangt und die
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Folge hiervon ist, daß er auf die Versorgungsbezüge für die 
Monate Dezember 1950 bis März 1951 einen Anspruch erworben 
hat, der ihm nicht nur bei einer gerichtlichen Entscheidung 
vor dem 1. April 1951 ohne weiteres zuzusprechen gewesen 
wäre, sondern auch jetzt nach Maßgabe der näheren bis zu dem 
genannten Zeitpunkt anzuwendenden Regelung zuerkannt wer­

den muß»

Nach alledem war gemäß §§ 563»564» 565 ZPO, wie gesche­
hen, zu erkennen. Die Kostenentscheidung war dem Berufungs-

♦

•gericht zu überlassen.

Dr. Geiger Br. Kraft Wolany
Dr. Beyer BR Dr. Hußla ist beurlaubt

und deshalb an der Unter- 
v schrift verhindert.

Dr. Geiger
**
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